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65 | Ausgabe A. 


Geſetzblatt 
für die Freie Stadt Danzig 


Nr. 11 Ausgegeben Danzig, den 24. April 1.929 


Inhalt. Verordnung zur Aenderung der Telegraphenordnung (S. 65). — Bekanntmachung des neuen Wort⸗ 
lauts der Poſtſcheckordnung S. 67). — Bekanntmachung betreffend die Anlegung von Mündelgeld (S. 74). 


21 Verordnung 
zur Anderung der Telegraphenordnung. Vom 4. 4. 1929. 


Auf Grund des Geſetzes Artikel 1 betreffend Aenderung der Telegraphengebühren vom 30. April 
1921 GGeſetzbl. S. 47) wird die Telegraphenordnung vom 5. Oktober 1926 (Geſetzbl. S. 293 ff.), 
abgeändert durch ſpätere Verordnungen, wie folgt geändert: \ 


Artikel !. 
1. Im § 4, IV, 4. Abſ. iſt am Schluſſe hinzuzufügen: 

Der gebührenpflichtige Dienſtvermerk = MP = iſt bei Lagertelegrammen nicht zuge⸗ 
laſſen: 5 

2. Im $ 5 iſt hinzuzufügen am Schluſſe der Ziffer 1: 

Blitztelegramme nur an den Schaltern der Telegraphenanſtalten; wenn in einem Orte 
mehrere Telegraphenanſtalten beſtehen, beſtimmt die Telegraphenverwaltung, bei welcher 
die Blitztelegramme in der Regel aufzugeben ſind, 

der Ziffer 3: N f 

ausgenommen Blitztelegramme, 
der Ziffer 4 nach Aenderung des Schlußpunktes in einen Beiſtrich: 
a ausgenommen Blitztelegramme. 
3. Im 5 6, II erhält der erſte Satz folgende Faſſung: 

II. Die Aufgabeanſtalt, die Stunde und Minute der Aufgabe werden von Amts 
wegen in die für den Empfänger beſtimmte Telegrammausfertigung eingetragen, der Tag 
der Aufgabe nur dann, wenn er mit dem im Aufnahmevermerk angegebenen nicht über- 
einſtimmt. 

4. Im $ 7, 2. Abſatz erhält der erſte Satz folgenden Wortlaut: 

Ortsverkehr iſt der Verkehr innerhalb des Orts- und Landzuſtellbezirks des Aufgabe— 

orts ſowie der Verlehr zwiſchen Orten oder Ortsteilen, die zu demſelben Ortsfernſprechnetz 


gehören. 
5. Hinter $ 8 iſt als neuer $ einzuſchalten: 
§ 8a 
Blitztelegramme. 


J. Der Abſender eines dem Empfänger durch Fernſprecher zuzuſtellenden Telegramms 
kann durch deſſen Aufgabe als Blitztelegramm verlangen, daß ſein Telegramm mit jeder 
möglichen Beſchleunigung befördert wird. Blitztelegramme haben den Vorrang vor den 
dringenden Privattelegrammen und ſind im Inland allgemein, im Verkehr mit dem Aus- 
land mit beſtimmten Ländern und unter beſonderen Bedingungen zugelaſſen. 

0 . II. Blitztelegramme müſſen in offener deutſcher Sprache abgefaßt ſein und ſollen nicht 
1 mehr als etwa 30 Gebührenwörter enthalten. Vom Aufgeber ſind ſie ausdrücklich als 
Blitztelegramme zu bezeichnen. 
III. An gebührenpflichtigen Denwemeen ſind nur zugelaſſen: 
RB Blitz = und = RP... W Blitz = 


(Achter Tag En Ablauf des Ausgabetages: 2. 5. 1929.) 


{2 X REN 5 
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. $ erhält folgende Faſſung: 


Dringende Telegramme. 

Der Abſender eines Privattelegramms kann durch den gebührenpflichtigen Dienit- 
vermerk = D — für fein Telegramm den Vorrang vor den andern Privattelegrammen, 
mit Ausnahme der Blitztelegramme, bei der Beförderung und Zuſtellung 1 
. Sm $ 10, I iſt am Schluſſe hinzuzufügen: 

Bei Blitztelegrammen heißen die gebührenpflichtigen e für bezahlt Ant⸗ 
wort = RP Blitz = oder — RP... W Blitz = 
. Sm $ 10, II iſt im Eingange 1 „Antwort“ e 

‚mit Ausnahme der Blitztelegramme, 
und der Hinweis „(§ 21, I, Abſ. 2)“ zu erſetzen durch: 

($ 21, I, 4. Abſ.) 

Im $ 16, I iſt hinter „vollbezahlten‘ einzufügen: 

Telegrammen 
ſowie in I und II zu erſetzen „= Bft =" durch: 

ST 
Im $ 16, II iſt hinter „zugelaſſen“ einzuſchalten: 
zu Lx Pe 
Hinter $ 17 iſt als neuer 8 einzuſchalten: 

§ 17a. 
Schmuckblattelegramme. 

J. Der Abſender eines Telegramms kann durch den gebührenpflichtigen Dienſtvermerk 
— Lx = verlangen, daß ſein Telegramm auf einem künſtleriſch ausgeführten Formblatt — 
Schmuckblatt — zugeſtellt wird. 

II. Ebenſo kann der Empfänger bei ſeiner Zuſtellanſtalt beantragen, daß für ihn ein⸗ 
gehende Telegramme auf Schmuckblatt ausgefertigt werden. 

III. Schmuckblattelegramme ſind im Inland allgemein, im Derteht mi dem Ausland 
mit beſtimmten Ländern zugelaſſen. 

. § 18, V, 1. Abſ. erhält folgende Faſſung: 

V. Telegramme, deren telegraphiſche Nachſendung nicht ausdrücklich verlangt iſt, 
werden, wenn die neue Anſchrift bekannt iſt, in der Regel mit der Poſt nachgeſandt, es ſei 
denn, daß die Aufbewahrung bei der Zuſtellanſtalt gewünſcht worden iſt. Privattele- 
gramme können indes im Inland auch ohne beſonderen Antrag telegraphiſch nachgeſandt 
werden, wenn nicht ausdrücklich briefliche Nachſendung gewünſcht worden iſt, und wenn nach 
dem Ermeſſen der Telegraphenanſtalt das Telegramm bei brieflicher Nachſendung ſeinen 
Zweck verfehlen würde. Die für die Nachſendung entſtehenden Gebühren werden beim Em— 
pfänger eingezogen; bei Zahlungsverweigerung haftet der Abſender nicht. 

- 21, I, 4. Abſ. erhält folgende Faſſung: 

Innerhalb des Ortszuſtellbezirks der Ankunftsanſtalt werden die e a ge⸗ 
bührenfrei zugeſtellt. Außerhalb dieſes Bezirks iſt die Zuſtellung durch Boten gebühren- 
pflichtig. Die Gebühr kann vom Abſender vorausgezahlt werden. In dieſem Fall erhält 
das Telegramm den gebührenpflichtigen Dienſtvermerk = XP =. 

. $ 21, III erhält folgende Faſſung: 

III. Werden durch denſelben Boten an denſelben Empfänger gleichzeitig ſolche Tele— 
gramme abgetragen, für die der Botenlohn vorausbezahlt iſt, und ſolche, für die er nicht 
vorausbezahlt iſt, ſo wird beim Empfänger kein Botenlohn nachgefordert. 

. Im $ 21, IV, 1. Abſ. iſt „anderwo und auf andere Weiſe“ zu erſetzen durch: 

anderswo oder auf andere Weiſe. 

. Im $ 21, IV, 2. Abſ. iſt „Dieſelbe“ zu erſetzen durch: Eine Sondergebühr in. Höhe der 
vorerwähnten 

. Im $ 21, VIII it als 2. Abſ. nachzutragen: 

Wird die Zahlung von Gebühren verweigert, die nach der Tale raptheno bh beim 
Empfänger einzuziehen ſind, ſo gilt dies, außer bei Staats- und bei hie a ale 
Verweigerung der Annahme. RE a) 


c 


18. 


19. 
20. 


21. 
22. 


23. 


24. 


25. 
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Im $ 25, I, b iſt am Schluſſe der Strichpunkt durch einen Beiſtrich zu erſetzen, und es iſt f 


fortzufahren: 5 

für Staatstelegramme, für die der Abſender nicht auf den Vorrang bei der Be- 
förderung verzichtet hat, für dringende Telegramme und für gebührenpflichtige Dienſt⸗ 
notizen verkürzt ſich die Friſt von 12 Stunden auf 6, für Blitztelegramme auf 3 Stunden. 
Im $ 25, I, c iſt im Eingange zu ſtreichen: „des Textes“. 
Im § 25, I, e erhält der zweite Satz folgende Faſſung: 


Sind bei dieſer einige Wörter richtig, andere unrichtig wiedergegeben, ſo wird die 


Gebühr für die richtig beförderten Wörter nicht erſtattet. 

Im $ 25, I, h iſt unter 1. und 2. zu erſetzen „Verſtümmelung“ durch: 
Nichtankunft, Verzögerung oder Entſtellung. 

Im $ 25, IV ift in der erſten Zeile zu ſtreichen: 
Ni 


In Anlage A iſt in Abt. I unterhalb der Angaben zu Nr. 2 auf neuer Zeile nachzu⸗ 


tragen: 
Telegraphen⸗ . 
Nr. ordnung Gegen ſtan d G 
2a 8a Bb telenram nn 9 
in Abtl. II unterhalb der Angaben zu Nr. 14: 

14 a 8 a r . rer en 
14 b RP... man en u‘ 
und unterhalb der Angaben zu Nr. 25: 

17a Schmuckblattelegramme, Sondergebühr 
26 für jedes Telegramm bis zu 50 Wörtern 8 
26a für je weitere volle oder angefangene 50 Wörter mehr —.50 
In Anlage B iſt nachzutragen unterhalb der letzten Angaben zu § 10 TO.: 
Telegraphen⸗ 5 
ordnung Abkürzung 


10 Antwort bezahlt bis 10 Blitztelegrammwörter ‚RP Blitz 
10 Antwort bezahlt über 10 (. . .) Blitztelegrammwörter. N. 
W Blitz 
unterhalb der Angaben zu $ 17 TO.: 
17a Schmudblattelegramme . » e Lx 
55 unter „16“ Brieftelegramme iſt in Sp. 3 zu erſetzen „Bft“ durch: LT. 
Im Inhaltsverzeichnis iſt nachzutragen hinter § 8: A 
8a Blittelegramme . . » » +. 
und hinter $ 17: 
17a Schmudblattelegramme . 1 
Artikel ll. 


Dieſe Verordnung tritt mit dem 15. April 1929 in Kraft. 


Auf Grund der Artikel 39 und 116 der Verfaſſung der Freien Stadt Danzig und des 8 10 


Danzig, den 4. April 1929. 
Poſt⸗ und Telegraphen verwaltung der Freien Stadt Danzig. 


Zander. 


Bekanntmachung 
des neuen Wortlauts der Poſtſcheckordnung. 
Vom 5. 4. 1929. 


des Poſtſcheckgeſetzes vom 26. März 1914 (RGBl. S. 85) in der Faſſung der Verordnung vom 24. De⸗ 
zember 1923 (Geſ. Bl. S. 1337) wird die Poſtſcheckordnung vom 13. Mai 1921 (Geſ. Bl. S. 53) 
in dem geltenden Wortlaut nachſtehend bekanntgegeben. 


Danzig, den 5. April 1929. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Sahm. Dr. Evert. 
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Poſtſcheckordnung. 
1. Allgemeines. 
8 1. 

J. Der Antrag auf Eröffnung eines Poſtſcheckkontos iſt an das Poſtſcheckamt oder an eine Poſt⸗ 
anſtalt zu richten. f 

II. Geſellſchaften, Vereine, Genoſſenſchaften uſw., die nicht im Regiſter der Handelsfirmen, Ver⸗ 
eine, Genoſſenſchaften uſw. eingetragen find, haben mit dem Antrag ihre Satzung vorzulegen. 

III. Das Poſtſcheckamt führt eine Lifte der Poſtſchecklunden. Die Poſt veröffentlicht ein Verzeich— 
nis der Poſtſcheckkunden. g Cie N , I N 

IV. Die Höhe des Guthabens eines Kontos ift nicht beſchränkt. Aendert ſich das Guthaben, ſo 
wird der Poſtſcheckkunde vom Poſtſcheckamt durch einen Kontoauszug benachrichtigt. Auf Verlagen er— 
teilt das Poſtſcheckamt eine ſchriftliche Beſtätigung über die Höhe des beim Abſchluß eines Buchungs⸗ 
tags vorhanden geweſenen Kontoguthabens gegen eine Gebühr von 20 P, die der Antragſteller (Poit- 
ſcheckgeſez 8 7 )durch Aufkleben von Freimarken auf dem Schreiben zu entrichten hat. 


2. Einzahlungen. 
8 2. 5 
Einzahlungen durch Zahlkarte. 

J. Durch Zahlkarte können auf ein Poſtſcheckkonto Beträge in beliebiger Höhe eingezahlt werden. 
Der Abſender hat die Zahlkarte vor dem Einliefern zur Poſt mit Freimarken in Höhe der Zahlkarten— 
gebühr (Poſtſcheckgeſetz S 5 Ziffer 1) freizumachen. Die Poſt kann verlangen, daß bei Einzahlungen 
über hohe Beträge die Geldſcheine kaſſenmäßig verpackt werden. 

II. Die Zahlkarten können auch durch das Privatgewerbe hergeſtellt werden; ſie müſſen in der 
Größe, Farbe und Stärke des Papiers ſowie im Aufdruck mit den durch die Poſt ausgegebenen Zahl- 
karten genau übereinſtimmen. 8 

III. Die Zahlkarte muß entweder durch Druck, mit der Schreibmaſchine uſw. oder handſchriftlich 
mit Tinte ausgefüllt werden. Der Betrag iſt in der Danziger Währung einzutragen; der Guldenbetrag 
iſt in Buchſtaben zu wiederholen. Auch der mit der Zahlkarte verbundene Einlieferungsſchein iſt vom 
Einzahler auszufüllen. a f 

IV. Der Abſchnitt der Zahlkarte dient zu Mitteilungen an den Poſtſcheckkunden. Zahlkarten, die 
unter Ausnutzung des Poſtſcheckverkehrs zwecks Umgehung der Poſtgebühren zum Uebermitteln von 
Nachrichten oder geſchäftlichen Anpreiſungen verwendet werden ſollen, find unzuläſſig. 

V. Nach dem Einzahlen des Betrags wird der Poſtvermerk auf dem Einlieferungsſchein vollzogen. 

VI. Der eingezahlte Betrag wird dem in der Zahltarte angegebenen Poſtſcheckkonto gutgeſchrieben. 
Das Poſtſcheckamt überſendet dem Poſtſcheckkunden nach der Gutſchrift den Abſchnitt der Zahlkarte. 

VII. Kann die Zahlkarte beim Poſtſcheckamt nicht gutgeſchrieben werden, ſo wird der Betrag an 
den Abſender zurückgezahlt. Z 1 

VIII. Den Landzuſtellern können nach den in der Poſtordnung für Poſtanweiſungen gegebenen 
Vorſchriften auf ihren Zuſtellgängen freigemachte Zahlkarten zum Abliefern an die Poſtanſtalt über⸗ 
geben werden. a i 

IX. Bei den“ Poſthilfſtellen können Zahlkarten unter den in der Poſtordnung für Poſtanwei⸗ 
ſungen angegebenen Bedingungen zur Weitergabe an den Landzuſteller niedergelegt werden. 

X. Der Abſender kann eine eingelieferte Zahlkarte unter den in der Poſtordnung für das Zurüd- 
ziehen von Poſtſendungen angegebenen Bedingungen zurücknehmen, ſolange der Betrag dem Konto 
des Empfängers noch nicht gutgeſchrieben iſt. j 

XI. Für eine bereits abgegangene Zahlkarte wird die Zahlkartengebühr nicht erſtattet. 


XII. Für das Ausſtellen eines Doppels zum Einlieferungsſchein ift eine Gebühr von 20 P voraus- 
zuentrichten. N i 
f 8 3. 


Telegraphiſche Zahltarten. 0 
. Zahlkarten bis 3000 G können auf Verlangen des Abfenders dem Poſtſcheckamt telegraphiſch 
übermittelt werden. Für die telegraphiſchen Zahlkarten gelten die Vorſchriften der Poſtordnung für 
telegraphiſche Poſtanweiſungen ſinngemäß. Es iſt das beſondere Formblatt für telegraphiſche Zahl⸗ 
karten zu verwenden. ende ED 3 | 
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II. Der Poſtſcheckkunde wird durch das Poſtſcheckamt von der Gutſchrift in der gewöhnlichen 
Meile (8 1, IV) benachrichtigt. Auf Verlangen des Abſenders wird der Poſtſchecktunde von der Auf⸗ 
gabepoſtanſtalt telegraphiſch benachrichtigt. N 5 ST 
III. Beſondere für den Empfänger beftimmte Mitteilungen hat der Abſender auf dem Zahl⸗ 
kartentelegramm niederzuſchreiben; fie werden durch das Zahlkartentelegramm dem Poſtſcheckamt mit: 
geteilt und von dieſem in der gewöhnlichen Weiſe (§ 1, IV) an den Empfänger weitergegeben. Hat 
der Abſender die telegraphiſche Benachrichtigung des Empfängers gewünſcht, ſo werden die Mittei- 
lungen in das Benachrichtigungstelegramm aufgenommen. Sie ſind in dieſem Falle vom Abſender nicht 
auf dem Zahlkartentelegramm, ſondern auf der Rückseite des Abſchnitts der telegraphiſchen Zahlkarte 
niederzuſchreiben. | 
IV. Vom Abſender werden erhoben: i 
a) eine Gebühr von 2 G 50 P für Zahlkarten bis 500 G, 
von 3 G für Zahlkarten von über 500 bis 1000 G, . 
von 1 G mehr für je weitere 500 G oder einen Teil davon; außerdem zutreffendenfalls 
b) die Telegraphengebühr für die in das Zahlkartentelegramm aufgenommenen Mitteilungen 
für den Empfänger (III), 1 7 a ' 
c) die Telegraphengebühr für das beſondere Benachrichtigungstelegramm. 


2 § 4. 
Ueberweiſung von Poſt- und Zahlungsanweiſungen und von Beträgen, die durch 
N 8 Poſtauftrag oder Nachnahme eingezogen worden Sind.» 

J. Der Poſtſcheckkunde kann bei der Poſtanſtalt, durch die er ſeine Poſtſendungen erhält, beantragen, 
daß alle für ihn eingehenden oder auch einzelne bereits eingegangene Poſt- und Zahlungsanweiſungen 
ſeinem Poſtſcheckkonto gutgeſchrieben werden. . 

II. Die Poſtanſtalt überweiſt die eingegangenen Poſt⸗ und Zahlungsanweiſungen zur Gutſchrift 
dem Poſtſcheckamt. Das Poſtſcheckamt überſendet dem Poſtſchecktunden nach der Gutſchrift die Ab⸗ 
ſchnitte der Poſt- und Zahlungsanweiſungen. Dem Poſtſcheckkunden ſteht nicht das Recht zu, den Be⸗ 
trag einer Bolt: oder Zahlungsanweiſung nach erfolgter Gutſchrift zu verweigern. 

III. 1. Die durch Poſtauftrag eingezogenen Beträge werden nach Abzug der Zahlkartengebühr 
dem Poſtſcheckkonto des Auftraggebers oder eines Dritten mit Zahlkarte überwieſen, wenn der Auf- 
traggeber Poſtaufträge mit anhängender Zahlkarte benutzt. Die Zahlkarte iſt von ihm auszufüllen; 
als Betrag iſt der einzuziehende Betrag nach Abzug der Zahlkartengebühr einzutragen. 

2. Wird die Ueberweiſung auf das Poſtſcheckkonto eines Dritten gewünſcht, fo hat der Auftrag- 
geber am Fuße der Vorderſeite des Poſtauftrags zu vermerken: g 8 

„Zahlkarte PSchel (Ort .... rer ennenenenerereenn 
Konto Nr. ..... N No Id 
und auf dem Abſchnitt der Zahlkarte feinen Namen anzugeben. EM, 

IV. 1. Die durch Nachnahme eingezogenen Beträge werden nach Abzug der Zahlkartengebühr 
dem Poſtſcheckkonto des Abſenders oder eines Dritten mit Zahlkarte überwieſen, wenn der Abſender 
der Sendung eine Zahlkarte beifügt. Als Betrag iſt in der Zahlkarte der einzuziehende Betrag nach 
Abzug der Zahlkartengebühr einzutragen. f i 

2. Bei Paketen oder Karten mit Nachnahme hat der Abſender Nachnahmepaketkarten und Nach⸗ 
nahmekarten mit anhängender Zahlkarte zu benutzen. Bei Nachnahmepaketen iſt auf dem Paket in der 
Aufſchrift unmittelbar unter der Angabe des Nachnahmebetrags zu vermerken: 2 8 

Zahlkarte PSHA (Ort . a 
Konto Nr R NM NN ara e 5 


3. Bei Briefen uſw. mit Nachnahme hat der Abſender blaue Nachnahmezahlkarten (mit Klebe⸗ 


leiſte) oder hellrotbraune Nachnahmezahlkarten in Kartenform zu verwenden. Unmittelbar unter der 
Angabe des Nachnahmebetrags iſt auf dieſen Sendungen zu vermerken: Kaas; 5 
„Zahlkarte BEHU (Ort )))))))ꝛ rer senenenen 
Konto Nr.. N... in M.··ͥͥ 8 


4. Wird die Ueberweiſung auf das Poſtſcheckkonto eines Dritten gewünſcht, ſo hat der Abſender 


auf dem Abſchnitt der Zahlkarte feinen Namen anzugeben. 
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V. Die Formblätter (III und IV) können auch durch das Privatgewerbe hergeſtellt werden; ſie 
müſſen in der Größe, Farbe und Stärke des Papiers ſowie im Aufdruck mit den durch die Poſt 
ausgegebenen Formblättern genau übereinſtimmen. ; 

VI. Das Poſtſcheckamt ſendet dem Poſtſcheckkunden nach der Gutſchrift des Betrags den Abſchnitt 
der Zahlkarte. ; g 8 
N 85, 
Ueberweiſungen von einem andern Poſtſcheckkonto. 

J. Die für Poſtſcheckkunden von andern Poſtſchecktunden überwieſenen Beträge werden dem Konto 
des Empfängers gutgeſchrieben. a i ö 

II. Das Poſtſcheckamt ſendet dem Poſtſcheckkunden nach der Gutſchrift die Abſchnitte der Ueber⸗ 
weiſungen und Erſatzüberweiſungen ($ 7, II und III Abſ. 2). 


3. Auszahlungen. 
8.6. 


Re Allgemeines. 

J. Zu Ueberweiſungen ($ 7, I), Erſatzüberweiſungen (8 7, III Abf. 2), Schecken (§ 8, I) und 
Zahlungsanweiſungen ($ 8, III Abſ. 2) dürfen nur die vom Poſtſcheckamt bezogenen Formblätter be— 
nutzt werden. . 

II. 1. Der Poſtſcheckkunde iſt verpflichtet, die Formblätter (I) ſorgfältig und ſicher aufzubewahren. 
Er trägt alle Nachteile, die aus dem Verluſt oder dem ſonſtigen Abhandenkommen ſowie aus dem 
Mißbrauch der Formblätter entſtehen, wenn er nicht das Poſtſcheckamt von dem Verluſt uſw. unter 
Angabe der Heft- und Blattnummer der verlorengegangenen oder ſonſt abhanden gekommenen Form⸗ 
blätter ſo zeitig benachrichtigt hat, daß die Ueberweiſung oder Zahlung an einen Unberechtigten noch 
verhindert werden kann; auch hat er in ſolchem Falle die ihm vom Poſtſcheckamt mitgeteilten Sicher- 
heitsmaßnahmen zu beachten. 

2. Verſchriebene oder ſonſt verdorbene Formblätter ſind nicht an das Poſtſcheckamt einzuſenden, 
ſondern vom Poſtſcheckkunden zu vernichten. . 9 2 

III. 1. Die Unterſchriften der Perſonen, die zum Unterzeichnen von Ueberweiſungen und Schecken 
berechtigt fein ſollen, hat der Poſtſcheckkunde dem Poſtſcheckamt — zweifach — auf dem amtlichen 
Unterſchriftsblatt mitzuteilen. a 

2. Jede Perſon, deren Unterſchrift hinterlegt iſt, iſt allein zeichnungsberechtigt; ſollen mehrere 
Perſonen gemeinſam unterſchreiben, ſo iſt dies im Unterſchriftsblatt an der dafür vorgeſehenen Stelle 
zu vermerken. f 

3. Die vom Poſtſcheckkunden zum Unterzeichnen von Ueberweiſungen und Schecken ermächtigten Per— 


ſonen ſind berechtigt, Ueberweilungs- und Scheckhefte zu beſtellen, ferner nach dem Tode des Poſt⸗ 


ſcheckkunden das Konto weiterzuführen oder das Löſchen des Kontos zu beantragen und das Reftgut- 
haben abzuheben. Der Poſtſcheckkunde kann dieſe Befugniſſe im Unterſchriftsblatt beſchränken oder 
ausſchließen. N DEE 

IV. Die dem Poſtſcheckamt mitgeteilten Unterſchriften gelten ſo lange, bis gegenüber diefem Amte 
die Zeichnungsbefugnis vom Poſtſcheckkunden, nach feinem Tode von den Erben oder andern zum Ver⸗ 
fügen über den Nachlaß berechtigten Perſonen ſchriftlich widerrufen wird. Der Widerruf ſteht jedem ein- 
zelnen Erben zu. f 8 

V. Die Formblätter (J) einſchließlich der mit den Ueberweiſungen und Schecken verbundenen Laſt⸗ 
ſchriftzettel müſſen entweder durch Druck, mit der Schreibmaſchine uſw. oder handſchriftlich mit Tinte 
ausgefüllt werden. Die Unterſchrift iſt ſtets handſchriftlich mit Tinte oder Tintenſtift anzugeben. Der 
Betrag iſt in der Danziger Währung einzutragen; beizUeberweiſungen,“ Schecken und Zahlungsanweiſun⸗ 
gen iſt der Guldenbetrag in Buchſtaben zu wiederholen. Iſt der für die Angabe des Betrags in 
Ziffern und in Buchſtaben beſtimmte Raum nicht ganz ausgefüllt, ſo ſind die leeren Stellen durch 
ſtarke liegende Striche zu ſchließen. 

VI. Ueber die durch Sammelüberweiſung (8 7, III Abſ. 1) oder Sammelſcheck ($ 8, III Abſ. 1) 
gegebenen Einzelaufträge erteilt das Poſtſcheckamt dem Poſtſcheckkunden auf Wunſch durch Laſtſchrift⸗ 
zettel Einlieferungsbeſcheinigungen, aus denen Name und Wohnort des Empfängers erſichtlich ſind. 
Jeder Eintragung im Verzeichnis muß ein ausgefüllter Laſtſchriftzettel beigefügt ſein. Durch das 
Privatgewerbe hergeſtellte Formblätter müſſen mit den durch die Poſt ausgegebenen genau überein— 
ſtimmen. Der Poſtſcheckkunde hat die ausgefüllten Laſtſchriftzettel mit der Sammelüberweiſung oder 
dem Sammelſcheck an das Poſtſcheckamt zu ſenden. f 
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0 Ueberweiſungen auf ein anderes Poſtſcheckkonto. 
I. Die Ueberweiſungen können auf jeden beliebigen Betrag innerhalb des verfügbaren Guthabens 
ausgeſtellt werden. Stimmt in einer Ueberweiſung der Betrag in Ziffern mit dem in Buchſtaben nicht 
überein, ſo gilt der geringere Betrag. 8 
II. Der Abſchnitt der Ueberweiſung dient vorbehaltlich des § 2, IV Satz 2 zu Mitteilungen an 
den Gutſchriftempfänger. f a f 18 
III. 1. Aufträge für mehrere Empfänger können in einer Ueberweiſung (Sammelüberweiſung) zu⸗ 
ſammengefaßt werden. Die untere Grenze für die Zahl der Aufträge beſtimmt die Poſt⸗ und Tele⸗ 
graphenverwaltung. In der Sammelüberweiſung iſt an der für die Angabe des Gutſchriftempfängers 
vorgeſehenen Stelle der Vermerk „laut Anlage“ niederzuſchreiben. . 

2. Der Poſtſcheckkunde hat der Sammelüberweiſung eine Anlage beizufügen, in dieſer die einzelnen 
Ueberweiſungen aufzuführen und für jede Eintragung eine Erſatzüberweiſung zu fertigen. Der Ab⸗ 
ſchnitt der Erfagüberweilung dient vorbehaltlich des § 2, IV Satz 2 zu Mitteilungen an den Gut⸗ 
ſchriftempfänger. Die Schlußſumme der vom Poſtſcheckkunden zu unterſchreibenden Anlage muß mit dein 
in der Sammelüberweiſung angegebenen Betrag übereinſtimmen. Die Anlagen können auch durch 
das Privatgewerbe hergeſtellt werden; ſie müſſen in der Größe und im Aufdruck mit den durch die Poſt 
ausgegebenen Anlagen übereinſtimmen. f a 

IV. Wird die Ueberweiſung vom Gutſchriftempfänger an das Poſtſcheckamt eingeſandt, ſo hat 
er am oberen Rand unter der vorgedruckten Kontobezeichnung zu vermerken: „Vom Empfänger ein⸗ 
geſandt“. a RE 

V. 1. Der Einſender einer Ueberweiſung kann verlangen, daß das Poſtſcheckamt den Gutſchrift⸗ 


empfänger telegraphiſch benachrichtigt. Das Verlangen iſt auf der Ueberweiſung links unten durch den 


Vermerk zu ſtellen: „Empfänger telegraphiſch benachrichtigen“. Der Vermerk iſt vom: Antragſteller 
zu unterſchreiben. In der Ueberweiſung iſt die vollſtändige Anſchrift des Empfängers anzugeben. In 
Sammelüberweiſungen (III) dürfen ſolche Aufträge nicht aufgenommen werden. 

2. Den Abſchnitt der Ueberweiſung erhält der Empfänger in der gewöhnlichen Weiſe ($ 1, IV) 
durch das Poſtſcheckamt; auf dem Abſchnitt niedergeſchriebene Mitteilungen werden in das Benach⸗ 
richtigungstelegramm aufgenommen. 

3. Die Telegraphengebühr wird vom Antragſteller erhoben. 

4. Hat der Ausſteller die unmittelbare Benachrichtigung beantragt, ſo werden die Gebühren von 
feinem Konto abgebucht; der Betrag der Ueberweiſung wird in dieſem Falle unverkürzt überwieſen. 


Hat dagegen der Gutſchriftempfänger den Antrag geſtellt, ſo wird der Betrag der Ueberweiſung um- 


die Gebühr gekürzt. 


VI. Das Poſtſcheckamt vollzieht den der Ueberweiſung angefügten Laſtſchriftzettel durch den Ab⸗ 


druck des Tagesſtempels und ſendet ihn nach dem Abbuchen des Betrags dem Poſtſcheckkunden. 
VII. 1. Der Poſtſcheckkunde kann eine Ueberweiſung zurüdnehmen, ſolange der Betrag auf dem 
Konto des Empfängers noch nicht gutgeſchrieben iſt. - 


2. Für Weberweifungen, die am Tage nach dem erſten Buchungsverſuch ohne Deckung bleiben, 8 


wird eine Gebühr von 20 P erhoben. 
Auszahlungen durch Scheck. 85 


1. Der Höchstbetrag eines Schecks iſt 25000 G. Innerhalb dieſer Grenze und des verfügbaren 


Guthabens können die Schecke auf jeden beliebigen Betrag ausgeſtellt werden. Für die Auszahlung 
wird eine Gebühr erhoben. 


II. Der Abſchnitt des Schecks dient vorbehaltlich des § 2, IV Satz 2 zu Mitteilungen an den 


Empfänger. 


III. 1. Aufträge zu Barzahlungen an mehrere Empfänger können in einem Scheck (Sammelſchech) 


zuſammengefaßt werden. Die untere Grenze für die Zahl der Aufträge beſtimmt die Poſt- und Tele- 
graphen verwaltung. In dem Sammelſcheck iſt an der für die Angabe des Empfängers vorgeſehenen 
Stelle der Vermerk „laut Anlage“ niederzuſchreiben. N 

2. Der Poſtſchecktunde hat dem Sammelſcheck eine Anlage beizufügen, in dieſer die einzelnen Auf- 
träge aufzuführen und für jede Eintragung eine Zahlungsanweiſung zu fertigen. Der Abſchnitt der 
Zahlungsanweiſung dient vorbehaltlich des § 2, IV Satz 2 zu Mitteilungen an den Empfänger. Die 
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Schlußſumme der vom Poſtſcheckkunden zu unterſchreibenden Anlage muß mit dem im Sammel- 
ſcheck angegebenen Betrag übereinſtimmen. Die Anlagen können auch durch das Privatgewerbe herge- 
ſtellt werden; ſie müſſen in der Größe und im Aufdruck mit den durch die Poſt Augen dens An⸗ 
lagen übereinſtimmen. 


IV. 1. Der Scheck iſt binnen zehn Tagen nach dem Ausstellen beim Poſtſchedamt zum Einlöſen 
vorzulegen. Wird ein Scheck nach Ablauf dieſer Friſt vorgelegt, ſo kann das Poſtſcheckamt das Ein⸗ 
löſen ablehnen. Wird der Scheck vom Zahlungsempfänger eingeſandt, ſo hat dieſer am oberen Rand 
unter der vorgedruckten Kontobezeichnung zu vermerken: „Vom Empfänger eingeſandt“. 

2. Das Poſtſcheckamt vollzieht den dem Scheck angefügten Laſtſchriftzettel durch den Abdruck des 
Tagesſtempels und ſendet ihn nach dem Abbuchen des Betrags dem Poſtſcheckkunden. 

3. Der Poſtſcheckkunde kann einen von ihm an das Poſtſcheckamt geſandten Scheck, in dem der 
Name des Empfängers angegeben iſt, zurücknehmen, ſolange die Zahlungsanweiſung dem Empfänger 
noch nicht zugeſtellt iſt. It die Zahlungsanweiſung bereits an die Beſtimmungspoſtanſtalt abgeſandt, 
ſo wird bei brieflicher Uebermittlung die Gebühr für den einfachen Einſchreibbrief, bei telegraphiſcher 
Uebermittlung die Telegraphengebühr erhoben. Die Gebühren werden vom Konto des Ausſtellets 
abgebucht. 

4. Für Schecke, die am Tage nach dem erſten Buchungsverſuch an Dedung bleiben, wird. eine 
Gebühr von 20 P erhoben. 


V. Schecke mit Indoſſament werden nicht eingelöſt. 55 8 


; VI. Iſt im Scheck der Empfänger genannt, ſo wird die Poſtanſtalt vom Botiördamt durch 
eee beauftragt, den Betrag an den Empfänger zu zahlen. ö 


VII. Hat der im Scheck genannte Empfänger ſelbſt ein Konto und ſoll der Betrag dieſem Konto 
gutheſchrieben werden, ſo hat er im Scheck hinter dem Beſtimmungsort auch die Nummer ſeines 
Kontos und das Poſtſcheckamt anzugeben. 


VII. 1. Die Vorſchriften der Poſtordnung über 
das Zuſtellen, Abholen und Auszahlen der Poſtanweiſungen, 
das Aushändigen poſtlagernder Poſtanweiſungen, a 
das Auszahlen der Beträge nach Behändigen der Poſtanweiſungen, 
das Nachſenden der Poſtanweiſungen ſowie 
das Behandeln unzuſtellbarer Poſtanweiſungen am Beſtimmungsort 
gelten ſinngemäß für die Zahlungsanweiſungen. 2 
2. Das Zuſtellen mit dem Geldbetrag iſt auf Zahlungsanweiſungen bis zu den in der Poſt⸗ 
ordnung für das Zuſtellen der Wertſendungen feſtgeſetzten Höchſtbeträgen beſchränkt. Lautet die Zah⸗ 
lungsanweiſung auf einen höheren Betrag, ſo wird nur die Zahlungsanweiſung zugeſtellt. Der Betrag 
iſt in dieſem Falle bei der Poſtanſtalt auf Grund der Zahlungsanweiſung abzuholen. Die Poſt kann 
das Zuſtellen aus beſonderen Gründen beſchränken und für beſtimmte Orte oder Gebiete dauernd oder 
vorübergehend erweitern. 


IX. Verliert der Empfänger eine Zahlungsanweiſung, ſo hat er es der Beſtimmungspoſtanſtalt 
mitzuteilen. Dieſe ſetzt das Zahlen bis auf weiteres aus. Es iſt Sache des Empfängers, den Poſtſcheck⸗ 
kunden zu veranlaſſen, daß dieſer beim Poſtſcheckamt das Ueberſenden eines Doppels der Zahlungs⸗ 
anweiſung erwirkt. Für das Ausſtellen des Doppels, wird vom Empfänger eine Gebühr von 20 P er- 
hoben. 

X. 1. Scheckbeträge bis 3000 G können dem Empfänger durch telegraphiſche Zahlungsanwei⸗ 
ſung übermittelt werden. Das Verlangen iſt durch den Vermerk „Telegraphiſch“ auf der Vorderſeite des 
Schecks links unten zu ſtellen und vom Antragſteller zu unterſchreiben. In Sammelſchecke (III Abſ. 1) 
dürfen keine telegraphiſch zu erledigenden Aufträge aufgenommen werden. Für die telegraphiſchen 
Zahlungsanweiſungen gelten die Vorſchriften der Poſtordnung für telegraphiſche Poſtanweiſungen ſinn⸗ 
gemäß. 4 

2. An Gebühren werden erhoben: 

5 a) 2 8 50 P für Zahlungsanweiſungen bis 25 0. 
3 G für Zahlungsanweiſungen über 25 bis 500 G, 
4 G für Zahlungsanweiſungen über 500 bis 1000 G und 
18 50 P mehr für je weitere 500 G oder einen Teil davon; außerdem zutreffendenfalls 
b) die Telegraphengebühr eg die in das eigen 5 e 5 den 
* Empfänger. IR s 8 } N 8 if 6 


3. Für das Erheben der Gebühren gilt $ 7, V Abſ. 4 ſinngemäß. 

4. Gewöhnliche Zahlungsanweiſungen bis 3000 G können auf Verlangen des Ausſtellers oder 
des Empfängers telegraphiſch nachgeſandt werden. Für das Uebermitteln nach dem neuen Beſtim⸗ 
mungsort werden vom Betrag die für telegraphiſches Nachſenden von Poſtanweiſungen zu erhebenden 
Gebühren abgezogen. 

XI. Der Betrag eines Schecks kann dem Empfänger durch beſonderen Boten zugeſtellt werden 
(Eilzuſtellung). Für das Verfahren gilt die Poſtordnung ſinngemäß. Am oberen Rande der Rüd- 
ſeite des Schecks iſt der Vermerk „Durch Eilboten“ niederzuſchreiben. Will der Ausſteller das Eil⸗ 
zuſtellgeld tragen, ſo hat er „Bote bezahlt“ hinzuzufügen. Von ſeinem Konto wird dann auch das 
Eilzuftellgeld abgebucht. In Sammelſchecke (III Abſ. 1) dürfen ſolche Aufträge nicht aufgenommen 
werden. 

XII. 1. Wohnt der im Scheck bezeichnete Empfänger im Ausland, ſo wird ihm der Betrag durch 
Poſtanweiſung oder Wertbrief geſandt. Sind beide Verſendungsmöglichkeiten zugelaſſen, ſo hat der 
Poſtſcheckkunde zu beſtimmen, wie der Betrag übermittelt werden foll; für die Uebermittlung durch 
Poſtanweiſung kann er im Scheck den Betrag in der Währung des Beſtimmungslandes angeben. 
Der Poſtſcheckkunde kann dem Scheck eine ausgefüllte Poſtanweiſung beifügen und deren Abſchnitt zu 
Mitteilungen an den Empfänger benutzen, ſoweit dieſe zugelaſſen ſind. Auf der Vorderſeite des Schecks 
iſt links unten der Vermerk „Poſtanweiſung anbei“ niederzuſchreiben. Vom Konto des Ausſtellers 
werden der Betrag des Schecks und die Gebühr für die Poſtanweiſung oder den Wertbrief abge- 
bucht. 

2. Der Ausſteller kann auf dem Scheck durch den Vermerk „Gebühr trägt der Empfänger“ be⸗ 
ſtimmen, daß der Empfänger die Gebühr für die Poſtanweiſung oder den Wertbrief tragen ſoll. In 
dieſem Falle wird der Betrag des Schecks um die Gebühr gekürzt. 

XIII. Der Inhaber eines Schecks, in dem kein Zahlungsempfänger angegeben iſt, kann 

a) den Scheck bei der Kaſſe des Poſtſcheckamts zum Einlöſen vorlegen oder 
b) im Scheck einen Empfänger angeben. In dieſem Falle gelten die Vorſchriften unter VI bis 
XII finngemäß; bei Uebermittlung des Scheckbetrags nach dem Ausland (XII) wird dieſer 
ſtets um die Gebühr gekürzt. 5 
4. Entrichten der Gebühren. 
§ 9. 

J. Die Gebühren (Poſtſcheckgeſetz $ 5 Ziffer 2) und die Preiſe für Formblätter werden, ſoweit 
in der Poſtſcheckordnung nichts anderes beſtimmt iſt, vom Konto des Zahlungspflichtigen abgebucht. 
Die mit Scheck überwieſenen Beträge ($ 8, VII) und die vom Poſtſcheckamt mit Poſtanweiſung oder 
Wertbrief (8 8, XII) abgeſandten Beträge unterliegen nicht der Auszahlungsgebühr (Poſtſcheckgeſetz 
§ 5 Ziffer 2). 

II. Der Preis für unbrauchbar gewordene Formblätter (J) wird nicht erſtattet. 

III. Für Laufſchreiben wegen Sendungen des Poſtſcheckverkehrs (Zahlkarten, Ueberweiſungen, 
Schecke) wird eine Gebühr von 40 P erhoben. 

IV. Die Koſten für umfangreiche Nachforſchungen, die von der Poſt nicht verſchuldet ſind, hat 
der Antragſteller zu erſtatten. Ihre ungefähre Höhe wird ihm vor Beginn der Nachforſchungen be- 
kanntgegeben; auf Verlangen hat er auf dem Konto einen Teil ſeines Guthabens für Laſtſchriften 
ſperren zu laſſen oder einen angemeſſenen Betrag im voraus zu hinterlegen. 


5. Scheckbriefumſchläge. 
§ 10. 
Die Umſchläge zum Verſenden der Briefe der Poſtſchecktunden an das Poſtſcheckamt (Poſtſcheck⸗ 
geſetz $ 6) können auch durch das Privatgewerbe hergeſtellt werden; ſie müſſen in der Größe und Farbe 
des Papiers ſowie im Aufdruck mit den durch die Poſt ausgegebenen Umſchlägen genau überein⸗ 


ſtimmen. 
6. Aenderungen in den Verhältniſſen eines Poſtſcheckkunden. 


§ 11. 

I. Aenderungen in den rechtlichen Verhältniſſen eines Poſtſcheckkunden, die für ſein Konto von 
Bedeutung ſind, müſſen dem Poſtſcheckamt mitgeteilt und durch Vorlegen öffentlicher Urkunden nachge⸗ 
wiefen werden. Unterbleibt dieſe Mitteilung, fo hat die Poſt den aus der Unkenntnis der eingetretenen 
Aenderungen entſtehenden Schaden nicht zu vertreten. 
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II. Stirbt ein Poſtſchecklkunde, jo kann das Konto auf Antrag bis zu jehs Monaten — vom 
Tode des Poſtſcheckkunden an — weitergeführt werden. Zum Stellen des Antrags ſind die Erben 
berechtigt, die ſich durch Vorlegen des Teſtaments, der gerichtlichen Erbbeſcheinigung uſw. ausweiſen 
müſſen. Iſt ein Teſtamentsvollſtrecker, ein Nachlaßpfleger oder Nachlaßverwalter ernannt worden, ſo 
iſt dieſer zum Weiterführen des Kontos berechtigt. Ein Antrag iſt nicht erforderlich, wenn zum Wei⸗ 
terführen eine Perſon oder mehrere Perſonen laut Unterſchriftsblatt ermächtigt ſind (§ 6, III Abſ. 3). 

III. Beträge, die beim Poſtſcheckamt unter der Anſchrift des Verſtorbenen eingehen, werden dem 
Konto gutgeſchrieben, ſolange es nicht aufgehoben iſt. 

IV. Die vom Verſtorbenen beim Poſtſcheckamt mit Gültigkeit auf Lebensdauer niedergelegten Un⸗ 
terſchriften ($ 6, III) verlieren ihre Gültigkeit, ſobald der Tod des Poſtſcheckkunden dem Poſtſcheck— 
amt bekannt wird; bei Weiterführung des Kontos können ſie jedoch von den Erben ana von den 
zum Weiterführen berechtigten Perſonen wieder in Kraft geſetzt werden. 

V. Wird kein Antrag auf Weiterführen des Kontos von den dazu Berechtigten geſtellt und be- 
ſteht auch keine Vollmacht zum Weiterführen des Kontos, ſo wird es geſchloſſen. 

VI. Die Beträge der nach dem e eines Kontos noch eingehenden Einzahlungen werden den 
Einzahlern zurückgezahlt. 

7. Aenderung der Poſtſcheckordnung. 
§ 12. 


Werden die Vorſchriften der Poſtſcheckordnung geändert, ſo gelten die neuen Vorſchriften auch für 
die bereits beſtehenden Poſtſcheckkonten. 


23 | Bekanntmachung 
betreffend die Anlegung von Mündelgeld. Vom 9. 4. 1929. 


Auf Grund des Artikel 76 des Ausführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuch hat der Senat 
beſchloſſen, die von der Danziger Hypotheken-Bank Aktiengeſellſchaft Danzig ausgeſtellten 8 prozentigen 
Kommunal⸗Obligationen im Betrage von 1000000 Gulden zur Anlegung von Mündelgeld für geeignet 
zu erklären. 


Danzig, den 9. April 1929. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Sahm. Dr. Kamnitzer. 
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